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Gegner ist schlicht und ergreifend die Demokratie. Das ist Ihr
Problem.

(Beifall bei der SPD und der Fraktion DIE LINKE)

Dem werden wir uns natürlich sehr vehement, sehr entschlos-
sen und auch über die Parteigrenzen bis hin zur linken Opposi-
tion hinweg gemeinsam entgegenstellen.

(Zuruf von der Fraktion DIE LINKE: Genau!)

Ich sage zum Abschluss Folgendes: Die SPD-Fraktion hat ge-
meinsam mit dem Koalitionspartner drei Schwerpunkte im Dop-
pelhaushalt gesetzt: Arbeit für ältere Menschen. Wir reden über
Bürgerarbeit, über den Kommunal-Kombi, den wir aus dem
Haushalt unterstützen werden. Wir werden mehr Geld für den
Klimaschutz ausgeben; ich glaube, das ist das Gebot der Stun-
de. Außerdem konzentrieren wir unsere Fördermittel insge-
samt, um auch eine hohe Investitionsquote zu halten. 

Insgesamt wollen wir weiterhin und in Zukunft ohne Schulden
auskommen. Das ist unser politisch erklärtes Ziel.

(Zuruf von der Fraktion DIE LINKE: Die sind ja auch
hoch genug!)

Meine Damen und Herren, vor 400 Jahren hat der britischer
Staatsphilosoph Thomas Hobbes - die Studenten kennen ihn al-
le - einmal gesagt, dass für den Wohlstand der Menschen zwei-
erlei Dinge nötig sind, erstens Arbeit und zweitens Sparsam-
keit. Ich würde heute eher sagen: erstens Beschäftigung und
zweitens Haushaltskonsolidierung. 

Ich denke, dass die Arbeit der Großen Koalition jenseits der
sehr selektiven Wahrnehmung der Opposition in deren Reden
hier im Landtag eine wirklich gute Arbeit macht und seit 2004
auch eine wirklich positive Bilanz vorzuweisen hat. Wir haben
eine Investitionsquote, die hoch ist, wir haben eine Nettokredit-
aufnahme, die im Moment bei null liegt. Wir sparen also, aber
mit deutlichem sozialen Augenmaß. Das ist der SPD-Fraktion
eine Herzensangelegenheit. - Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Herzlichen Dank, Herr Bischoff. - Das Wort erhält die Abge-
ordnete Richstein von der CDU.

Frau Richstein (CDU):

Sehr verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Be-
vor ich zur Sache komme, möchte ich mich doch - das ist mir
eine Herzensangelegenheit - einmal bei der Landtagsverwal-
tung bedanken. Denn dieses Konglomerat von Änderungsan-
trägen, die uns hier vorgelegt werden, haben wir diesmal nicht
in einem Papierwust bekommen, sondern in einem Regiebuch
ordentlich zusammengeheftet, und ich denke, dass dies unsere
Arbeit wesentlich erleichtert. Dafür herzlichen Dank.

(Beifall bei CDU und SPD sowie bei der Fraktion DIE
LINKE und vereinzelt bei der DVU)

Nun möchte ich zum Thema Europa kommen, und zwar nicht
nur deswegen, weil ein Großteil unserer Einnahmen aus Brüs-
sel kommt, sondern auch deshalb, weil ein Großteil unseres
Handelns von Europa geprägt ist, nämlich dadurch, dass wir
immer mehr Vorgaben aus Brüssel bekommen. 

2007 war für die Bundesrepublik Deutschland europapolitisch
gesehen ein sehr erfolgreiches Jahr. Dies auch, weil unsere
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel - natürlich unterstützt
durch die Bundesregierung - als Ratspräsidentin eine exzellen-
te Figur gemacht hat. Innerhalb dieser Ratspräsidentschaft ha-
ben wir nicht nur die Eckpunkte zur Bekämpfung des Klima-
wandels festlegen können, sondern wir haben auch - das ist das
Entscheidende - Eckpunkte bzw. ein Mandat für die Fortent-
wicklung eines europäischen Verfassungsvertragswerkes erar-
beitet. Es ist ein Mandat an die Ratspräsidentschaft Portugals
mit den fixen Eckpunkten gegeben worden, aufgrund derer
man sich im Oktober auf einen Vertrag geeinigt hat, und mor-
gen wird endgültig dieser Reformvertrag oder der „Vertrag von
Lissabon“, wie ihn einige auch nennen, unterzeichnet werden.
Dies ist von Bedeutung - ich spreche es deswegen an -, weil wir
davon ganz originär in positivem Sinne betroffen sein werden.
Aber mit der morgigen Unterzeichnung ist der Weg noch lange
nicht zu Ende, denn dann geht der Ritt noch durch alle 27 Mit-
gliedsstaaten, und der Vertrag muss ratifiziert werden.

Wir müssen diesen Reformvertrag wirklich als Herausforde-
rung ansehen. Wir werden eine endgültige Subsidiaritätskon-
trolle im Reformvertrag haben - das ist auch für uns eine Auf-
gabe. Denn es ist nicht allein eine Sache der nationalen Parla-
mente und vor allen Dingen auch nicht allein eine Sache des
Bundesrates, darüber zu entscheiden, ob Europa in unsere
Kompetenzen eingreift, sondern auch der Landtage.

(Beifall des Abgeordneten Bochow [SPD])

- Danke, Herr Bochow.

Ich spreche es an, weil uns oftmals suggeriert wird, dass die
Arbeit im Bundesrat eine rein exekutive Arbeit sei. Ich denke,
wir als Parlamentarier sollten das Selbstverständnis haben, zu
sagen: Wir sind Europa, wir wollen mitgestalten. Wir wollen
uns nicht nur nachher beklagen dürfen, was alles schiefgelau-
fen ist, sondern wir wollen von vornherein sagen können: Hier
muss etwas geändert werden. Hier soll etwas so gestaltet wer-
den, dass es für uns von Vorteil ist. - Dafür brauchen wir zwei
Dinge: zum einen eine ordnungsgemäße Vertretung in Brüssel
und zum zweiten eine angemessene Öffentlichkeitsarbeit.

(Bochow [SPD]: A never ending story!)

- „A never ending story“ ist richtig; ich kritisiere es genauso,
wie ich es letztes Jahr kritisiert habe. Ich meine, dass sowohl
die Öffentlichkeitsarbeit als auch die Besucherarbeit in Brüssel
verbesserungswürdig ist - nicht inhaltlich, denn die Landesver-
tretung in Brüssel leistet eine große Arbeit. Aber wir müssen
sie stärker unterstützen. 15 000 Euro für die Öffentlichkeitsar-
beit, das ist wenig, 20 000 Euro für die Besucherbetreuung sind
nicht ausreichend. Auch dies habe ich im letzten Jahr gesagt:
Wir sind eine von 254 Regionen in Europa. Da müssen wir ei-
ne laute Stimme in Brüssel haben, wir müssen uns bemerkbar
machen, auch im Verbund mit Berlin. Ich begrüße sehr, dass
wir die Metropolregion Berlin-Brandenburg haben. Aber wir
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müssen hier noch mehr Einsatz zeigen, damit wir wirklich
wortgewaltig in Brüssel auftreten können. 

Auch hier mahne ich noch einmal an, dass die Landesregierung
bitte ihren eigenen Beschluss umsetzt, dass jedes Ressort einen
Mitarbeiter nach Brüssel entsendet. Im Moment sind es gerade
vier Ressorts, die originär vertreten sind. Es sind das Wirt-
schaftsministerium, das MLUV, das Justizministerium und das
Innenministerium. Wo, bitte schön, sind die anderen Ministe-
rien, die ganz originär von europapolitischen Reglementatio-
nen betroffen sind? Warum sind sie nicht in Brüssel? Warum
beklagen wir uns im Nachhinein ...

(Ministerin Ziegler: Podcast!)

- Ich freue mich, Frau Ministerin, dass Sie da waren, und ich
begrüße es auch. Aber es wäre noch schöner, wenn ein Mitar-
beiter aus Ihrem Ressort ständig in Brüssel wäre und dort se-
hen könnte, was uns betreffen wird. Es wird beispielsweise auf
uns noch einmal eine Erweiterung der Antidiskriminierungs-
richtlinie zukommen. Das kann man begrüßen. Aber wir müs-
sen sehen, dass wir hier, weil wir in Deutschland schon eine
große Regelungswut haben, nicht noch einmal eine Erweite-
rung erfahren, die wir nachher nicht mehr herumdrehen kön-
nen. Von daher bitte eine Verstärkung der Vertretung in Brüs-
sel!

Den zweiten Punkt begrüße ich auch sehr: dass wir noch ein-
mal eine Öffentlichkeitskampagne starten. Ich hätte Ihrer Kri-
tik, Frau Präsidentin, beinahe zugestimmt, als Sie sagten, dass
leider versäumt wurde, uns als Abgeordnete mit einzubeziehen.
Dass Sie aber Ihren Vorstoß nutzen, um letztlich ein Mitglied
meiner Fraktion in eine Ecke zu stellen, wo es nicht hingehört,
und es falsch zu zitieren, das muss ich strikt zurückweisen. In
der Sache sind wir uns einig, aber bitte nicht als vorgeschobe-
nes Argument, um die Kollegen an einem Punkt, wo man even-
tuell nicht einer Meinung ist, zu kritisieren. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Stobrawa:

Die Landesregierung verzichtet auf das Rederecht. - Ich rufe
den Abgeordneten Vietze auf. Er spricht für die Fraktion DIE
LINKE.

Vietze (DIE LINKE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit 1990, mit der
Konstituierung dieses Landtages, habe ich die Chance, an allen
Landtagsdebatten teilzunehmen und mich immer zu den ge-
wichtigen Plänen des Ministerpräsidenten, des Landtages und
des Verfassungsgerichts zu äußern. Das hat über die Jahre
durchaus Spaß gemacht. Mit dem Doppelhaushalt heute habe
ich möglicherweise die letzte Möglichkeit, mich zu Haushalts-
fragen zu äußern, wenn nicht ein Nachtragshaushalt nötig wird,
aber da will ich nicht unken. 

Miterlebt habe ich am Anfang - Herr Bischoff hat darauf ver-
wiesen - eine Umbruchsituation. Jawohl, es gab Defizite, die
sind nicht zu leugnen, und es hat Geld gekostet, diese Lücken
zu schließen. Aber ich möchte Sie darauf aufmerksam machen,
dass Finanzminister Kühbacher schon in der Haushaltsdebatte
1995 deutlich gemacht hat, dass die Kreditaufnahmen „in den

ersten Jahren unvermeidlich waren, um unsere ehrgeizigen,
aber doch erfolggekrönten Investitionspläne durchzusetzen.
Die 22 Milliarden DM, die wir eingesetzt haben, waren ange-
messen.“ Nun sage ich: Wir reden zwar nicht mehr über alles,
was noch größer werden sollte, als es jemals war, was noch
schöner, noch effizienter und besser werden sollte - es geht um
Großprojekte, über die wir jetzt nicht mehr reden -, aber - Herr
Bischoff, seien Sie so ehrlich, das zuzugeben - für diese großen
Pläne, die sich bei den Investitionen nicht ausgezahlt haben,
zahlen wir heute auch in dieser Dimension an die Banken, die
sich dafür übrigens sehr bedanken; denn das, was der Steuer-
zahler zahlt, führt ja auf der anderen Seite zu einer Gewinn-
erwartung. Das wiederum führt dazu, dass die Bankenvorstän-
de, wenn die Banken besonders erfolgreich wirtschaften, be-
sonders hohe Bezüge bekommen. Das heißt, das alles machen
wir hier mit! Wir brauchen nicht über die Höhe von Bezügen
zu beschließen, wir müssen einfach nur dafür Sorge tragen,
dass wir eine Solidität in der Haushaltswirtschaft haben.

(Vereinzelt Beifall bei der Fraktion DIE LINKE)

Nun sagen Sie und Herr Bischoff in besonderer Weise: Das al-
les war immer sehr erfolgreich, es war immer alles so geplant.
Im Prinzip war es, wenn es von der SPD kam, auch immer „al-
ternativlos“. Es gab hier einmal einen Kollegen, der gesagt hat:

„Was die Opposition in der Beratung zum Haushalt 1997
erlebt hat, war das altbekannte Szenario. Es wurde ein
Haushaltsentwurf vorgelegt, dem es wie in den vergange-
nen Jahren an Haushaltsklarheit und Gestaltungswillen
mangelt, der unsolide ist und die Zukunft mit Füßen tritt.
Die Landesregierung nimmt keine zielorientierte Umge-
staltung der Aufgabenstruktur zur Stärkung des Standorts
Brandenburg vor, sondern kürzt, schichtet planlos und
ohne jede erkennbare Schwerpunktsetzung um. Somit se-
hen wir uns einem Haushaltsentwurf gegenüber, der an
politischer Konzeptionslosigkeit kaum zu übertreffen ist.“ 

Das sagte 1997 der Fraktionsvorsitzende der CDU, Herr Wag-
ner, in diesem Haus. Da waren schon sieben Jahre ins Land ge-
gangen. Übrigens haben sich die Kollegen der CDU damals
auch beklagt, dass alle ihre Vorschläge abgelehnt wurden. Jetzt
haben wir eine Große Koalition von CDU und SPD, und jetzt
geht es natürlich noch erfolgreicher vorwärts. Das ist ja lo-
gisch. Denn wenn sich zwei so bedeutende Parteien im Interes-
se des Landes einig sind, entwickelt sich das alles.

(Baaske [SPD]: Das ist eine Frage des Klassenstand-
punkts!)

- Nein, überhaupt nicht. Das ist einfach nur die Frage, wo man
in diesem Parlament sitzt.

(Heiterkeit und Beifall bei der Fraktion DIE LINKE)

Dazu sage ich Ihnen, Herr Baaske: Das hätte ich mir ge-
wünscht. Ich habe in den letzten 17 Jahren zweimal ein Buch
von Sozialdemokraten geschenkt bekommen. Darauf stand:
„Demokratie wagen“. Einmal war das Buch von Willy Brandt,
ein anderes Mal ein Buch von dem langjährigen Ministerpräsi-
denten dieses Landes. Nun sage ich Ihnen: Vielleicht sollten
Sie wirklich einmal eine Veranstaltung ohne Gäste machen, wo
man sich fragt: Was heißt denn heute in einem deutschen Land-
tag „Demokratie wagen“? Könnte das möglicherweise dazu


